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Beklagte und Revisionsbeklagtc„

Der 7. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 22„ Oktober 1971 hin durch

Senatspräsident S c h m i t t
—Vorsitzender—‚

Bundesrichter M e l l w i t z,

Bundesrichter ‘ Dr„ w i t t e,

Bundessozialrichter W o l f f und

Bundessozialrichter H e i m a n n

für Recht erkannt;

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des Baye—

rischen Landessozialgerichts vom 27„ November 1968

wird zurückgewiesen°

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten„
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Der Kläger ist Beamter des Auswärtigen Dienstes der Bun—

desrepublik Deutschland‚ Er wurde im Marz 1955 an das

Deutsche Generalkonsulat in Mailand und Ende 1962 an die

Botschaft der Bundesrepublik Deutschland in Ottawa/Kanada

versetzt. Von April 1965 an erhielt er vom Arbeitsamt

— Kindergeldkasse - Bonn Ausbildungszulagen für seine

beiden Kinder, die bei ihm in Ottawa wohnten und sich

dort in Schul— bzw° Hochschulausbildung befanden°

Mit Bescheid vom 27„ Januar 1967 entzog das Arbeitsamt

mit Ablauf des Monats Juni 1966 die Ausbildungszulage

(AZ) für die am 263 Juni 1945 geborene Tochter Kirsten
des Klägers mit folgender Begründung: Es fehle an der

Anspruchsvoraussetzung des Wohnsitzes oder gewöhnlichen

Aufenthalts des Kindes im Geltungsbereich des Bundeskinm

dergcldgesetzes (BKGG); denn es wohne in Ottawa„ @ 14

Abs° 2 des Steueranpassungsgesetzes vom 160 Oktober 1934

(StAan — BGBl I 925; BGBl III/6lo—2) enthalte zwar eine

gesetzliche Fiktion des gewöhnlichen Aufenthalts im In—

land, die Vorschrift erfasse aber nur minderjährige Kin«

der. Die Tochter des Klägers sei jedoch im Juni 1966

volljährig geworden°

Mit Bescheid vom 26° April 1967 entzog das Arbeitsamt
auch die AZ für den am 16„ September 1946 geborenen Sohn

Harro-Volker mit Ablauf des Monats Dezember 1966, weil

der Kläger — wegen der Volljährigkeit seiner im Ausland

wohnenden Tochter — nur noch ein Kind i„S„ des © 14 a BKGG

habe„ Die Widersprüche des Klägers gegen die beiden Be—

scheide wurden zurückgewiesen°

Hiergegen hat der Kläger Klage erhoben„ Das Sozialgericht

(SG) Nürnberg hat die beiden - zur gemeinsamen Verhand—
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lung und Entscheidung verbundenen — Klagen mit Urteil vom

26„ Januar 1968 abgewieseno Die hiergegen eingelegte Be—
rufung des Klägers hat das Bayerische Landessczialgéricht

(LSG) mit Urteil vom 27„ November 1968 zurückgewieseno Es
hat zur Begründung ausgeführt: Der Kläger und seine Kinder

hätten nach bürgerlichem Recht ihren Wohnsitz im Ausland°

Da nach @ 2 Abs° 5 Satz 1, @ 14 a Abs° 2 BKGG nicht mehr

wie früher für @ 34 des Kindergeldgeset2es vom 15° Novem—

ber 1954 (KSG) der steuerliche, sondern der bürgerlich—

rechtliche Wohnsitzbegriff maßgebend sei, nach @ 14 a Abs„l

BKGG die Gewährung von AZ aber zur Voraussetzung habe, daß

der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Geltungsbereich

des BKGG liege, sei die Entziehung der AZ für die Kinder

Kirsten und Harro—Volker nicht zu beanstanden°

Das LSG hat die Revision zugelassen.

Der Kläger hat das Rechtsmittel eingelegt und zur Begrün-

dung vorgebracht: Das LSG habe 5 14 a iVm @ 2 Abs„ 3

Satz 1 BKGG und Art° } des Grundgesetzes (GG) verletzt°

Das Ergebnis der Entscheidung sei auch mit dem Sozial—

staatsgedankeh des GG nicht vereinbaroiDas Berufungsge—

richt habe übersehen, daß die Beklagte bei der Anwendung‚

des BKGG den Wohnsitzbegriff nicht nur im steuerrecht—
lichen Sinne verstanden; sondern in Übereinstimmung mit

dem Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung auch

S 14 Abso 2 StAan angewendet habe° Deshalb habe es rechts—

irrtümlich den Verstoß der Beklagten gegen Art° } GG nicht

erkannt, der in der Entziehung der einmal in ßnwendung des

% 14 Abs„ 2 StAan gewährten AZ gelegen habe° Es sei zwar

zutreffend, daß 5 14 Abs„ 2 StAan nur die minderjährigen
Kinder dem Auslandsbeamten selbst gleichstelleo Vom

Steuerrecht her sei diese Unterscheidung zwischen minder»

jährigen und volljährigen Kindern gerechtfertigt° Die

Steuer sei nämlich keine Vergünstigung, sondern eine Be—

lastung für den Staatsbürger° @ 14 Abs„ 2 StAan enthalte
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somit kein Privileg für die Auslandsbeamten, sondern dehne

die unbeschränkte Steuerpflicht, der sie sonst nicht un—
terliegen würden, auf sie aus, und zwar deshalb‚ weil sie

ihre Bezüge von einer inländischen Besoldungskasse erhalu

ten„ Die unbeschränkte Steuerpflicht auch auf ihre voll—

jährigen Kinder auszudehnen, die nicht Auslandsbeamte

seien und nicht von einer inländischen Kasse besoldet

würden, sei steuerrechtlich weder veranlaßt noch berech—

tigt„ Eine wörtliche Anwendung des @ 14 Abso 2 StAan im

Kindergeldrecht sei deshalb nicht angebracht°

Der Kläger beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und

unter Abänderung des Urteils des SG

Nürnberg vom 260 Januar 1968 die Be—
scheide der Beklagten vom 27„ Januar

und 26„ April 1967 aufzuheben,
hilfsweise,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die

Sache zu neuer Verhandlung und Entschei-

dung an das Berufungsgericht zurückzuver—

weisen°

Die Beklagte beantragt‚

die Revision zurückzuweisen„

Sie hält das angefochtene Urteil für richtig°

II

Die nach @ 162 Abs° 1 Nr‚ 1 des Sozialgerichtsgesetzes

(SSG) statthafte Revision ist zulässig, aber nicht be—

gründet°

Der Kläger hat den auf © 14 a BKGG gestützten Anspruéh

auf Weitergewährung der AZ für seine Tochter Kirsten über
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den jo„ Juni 1966 und für seinen Sohn H »nV über

den 31. Dezember 1966 hinaus der Dauer nach nicht aus—
drücklich begrenzt° Bereits das SG ist jedoch, wie aus
der Zulassung der Berufung zu schließen ist‚ mit Recht

davon ausgegangen, daß der Kläger die Gewährung von AZ
für seine beiden Kinder nicht über den jo„ Juni 1967 hinaus

begehrt. Damit wird er den Änderungen des Geset2es seit

dem 1. Juli 1967 gerecht. Denn @ 14 a BKGG fand gemäß 5 52

des Haushaltsgesetzes vom 4, Juli 1967 (BGBl II 1961) in

der Zeit vom 1, Juli bis 31‚ Dezember 1967 keine Anwen—

dung und wurde mit Wirkung vom 1. Januar 1968 durch

Art" lo Nr. 7 des Finanzänderungsgesetzes 1967 (FinÄndG

1967) vom 21. Dezember 1967 (BGBl I 1259, 1277) gestricheno

Der Anspruch des Klägers auf AZ für seine Kinder K

und H —V1 ist aber auch für die vorangegangene

Zeit vom l° Juli 1966 bzw° 1" Januar 1967 bis zum 30° Juni
1967 nicht begründet° Gemäß @ 14 a Abs° 1 Satz 1 BKGG, ein-

gefügt durch das Gesetz zur Änderung und Ergänzung des BKGG

vom 5‚ April 1965 (BGBl I 222), erhielten Personen, die im
Geltungsbereich dieses Gesetzes ihren Wohnsitz oder gewöhn—

lichen Aufenthalt hatten, für jedes Kind, das zwischen der

Vollendung des fünfzehnten und der Vollendung des sieben—

undzwangzigsten Lebensjahres in einer — im Gesetz näher

umschriebenen - Ausbildung stand, eine AZ, die in der hier

noch streitigen Zeit vom 1° Juli 1966 bis 300 Juni 1967

monatlich 30 DM betrug (Art" 7 des Haushaltssicherungsge—

setzes vom 20° Dezember 1965 - BGBl I 2065)° Die Leistung

beruhte auf dem Territorialitätsprinzip° Anspruchsvoraus—

setzung war —wie noch heute beim Kindergeld (@ 1 Abs„ 1,
€ 2 Abs„ 3 Satz 1 BKGG) —‚ daß sowohl der Berechtigte als

auch das Kind den Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt

im Gebiet des Deutschen Reiches nach dem Stand vom 31° De-

zember 1937 hatten° Da für den Kläger und seine Kinder in

der für die hier zu treffende Entscheidung maßgeblichen

Zeit kein bürgerlich—rechtlicher Wohnsitz oder Aufenthalt

in der Bundesrepublik (BRD) begründet war, könnte der Kläm

—6—JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-6—

ger nur dann einen Anspruch auf AZ haben, wenn das Kinder—

geldrecht für ihn und seine Kinder einen Wohnsitz oder ge—
wöhnlichen Aufenthalt in der BRD fingiert° Davon geht der
Kläger aus. Er meint, eine solche Fiktion läge darin, dab

für den Wohnsitzbegriff des Kindergeldrechts auf das
Steuerrecht verwie3en wird„ In der Tat war bereits in © 34,

Abs„ 1 KGG durch den Klammerhinweis "($ 1 Abs° 2 des Ein—

kommensteuergesetzes idF vom 15„ September 1953 —BGBl I
1355)" bezüglich des im Kindergeldrecht anzuwendenden Wohn«

sitzbegriffs auf das Steuerrecht verwieseno Zwar findet

sich der Begriff des Wohnsitzes nicht an der in @ 34 Absol

KGG angegebenen Stelle des Einkommenssteuergesetzes (EStG)‚

die allgemeine Meinung ging aber dahin, daß über den zi—

tierten @ 1 Abs° 2 EStG die @@15, 14 StAan heranzuziehen“

seien° Für die hier zu treffende Entscheidung gibt die

Fassung des KGG indes nichts her‚ weil es während der Gel-

tungsdauer des KGG noch keine Ausbildungszulage gab„ Im

Unterschied zu 5 34 Abs° 1 KGG enthielt das BKGG idF vom
14° April 1964 (BGBl I 265) keine Verweisung auf das
Steuerrecht° Deshalb hat der 7° Senat des Bundessozialge—

richte (BSG) in seinem Urteil vom 210 September 1967

— ? RKg 16/66 — (BSG 27, 159 : SozR Nr° 2 zu @ 2 BKGG) die

Auffassung vertreten, daß sich der Wohnsitzbegriff i„S„

des @ 1 Abs„ 1 und des 5 2 Abs„ 3 Satz 1 BKGG für die da—

malige Zeit nach bürgerlichem Recht richten Diese Rechts—

auffassung, der das LSG in dem angefochtenen Urteil bei»

getreten ist, entsprach offenbar nicht der Vorstellung

des Gesetzgebers des FinÄndG vom 21° Dezember 1967; denn

er fügte durch Art„ 10 Nr° } dieses Gesetzes in © 1 Abs„l

und in 5 2 Abs° } Satz 1 und Satz 5 BKGG den Klammerhin»

weis "(© 13 und @ 14 Abs° 1 des Steueranpassungsgesetzes)"

ein. Nach den Materialien zum FindAndG (zu BT—Drucks°
V/2541 S„ 14) sollte damit "klargestellt werden, daß im

Kindergeldrecht - wie in der Zeit vor dem Inkrafttreten

des BKGG — die steuerrechtlichen Begriffe des Wohnsitzes

und des gewöhnlichen Aufenthalts gelten"„ Aus dieser Ent—

wicklung könnte gefolgert werden, daß‚ obwohl in @ l
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Abs. 1 und in @ 2 Abs. } BKGG idF v0m 14. April 1964 ein

Hinweis auf den Wohnsitzbegriff des Steuerrechts fehlte,

auch in der vom Klageanspruch umfaßten Zeit — zweites

Halbjahr 1966 und erstes Halbjahr 1967 _ hinsichtlich
des Wohnsitzbegriffs keine Änderung gegenüber dem Rechts-

zustand vor dem BKGG eingetreten war, also auch in dieser

Zeit der Wohnsitzbegriff des Kindergeldrechts mit einer

Verweisung auf das Steuerrecht, insbesondere auf @@13 und
14 StAan, versehen war„ Selbst wenn man hiervon zugunsten

des Klägers ausgeht, so ist es doch sehr zweifelhaft, ob

auch auf die Wohnsitzfiktion fur Beamte im Ausland (Abs° 2
des © 14 StAan) jemals verwiesen war. Dagegen könnte

sprechen, daß für die Geltungsdauer des KGG von 1954 @ 14

Abs. 2 StAan keine praktische Bedeutung hatte und der
jetzige Klammerzusatz in 5 1 Abs° 1 und @ 2 Abs, 3 Satz 1

BKGG nur auf © 14 Abs° 1 StAan, nicht aber auf dessen

Abs. 2 hinweisto Dem ließe sich zwar entgegenhalten, daß

ein Hinweis auf @ 14 Abs, 2 StAan überflüssig sei, weil

für Auslandsbeamte Kindergeld durch @ 7 BKGG ausgeschlossen

ist und die A2 seit dem Inkrafttreten des FinAndG nicht mehr

gewährt wird° Dieses Gegenargument erscheint aber nicht

zwingend, weil es dem System des BKGG entsprochen hätte,

durch einen Hinweis auch auf 5 14 Abs. 2 StAan für Beamte
im Ausland und deren im Ausland wohnende Kinder die Wirkung

des 5 1 Abs, 1 und des @ 2 Abs° } BKGG auszuschalten, und

weil es zu der vom Gesetzgeber des FindÄndG beabsichtigten

Klarstellung der Rechtslage für die Vergangenheit sehr

wohl eines Hinweises auf 5 14 Abs, 2 StAan bedurft hätte°

Vor allem aber fehlt es an einem über2eugenden Grund, wes—

halb es der Gesetzgeber für nötig erachtet haben sollte,

@ 14 Abs„ 2 StAan im Kindergeldrecht für - entsprechend -
anwendbar zu erklären, Die besoldungsrechtlichen Verhält—

nisse der Beamten im Ausland erforderten es nicht, ihret-

wegen das für die Gewährung von Ausbildungszulagen geltende

Territorialitätsprinzip zu durchbreeheno Schon vor dem In—

krafttreten des BKGG bezog ein Auslandsbenmter eine Aus—

landszulage, die sich nach seiner Besoldungsgruppe und der
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für den ausländischen Dienstort maßgebenden Zone richtete:

sie konnte nahezu zur Verdoppelung eines vergleichbaren

Inlandgehalts führen (@ 25 des Bundesbescldungsgesetzes

—BBesG — idF vom 18„ Dezember 1963 — BGBl I 917)° Dazu
kam für verheiratete Beamte ein Haushaltszuschlag von

20 v„H° des Grundgehalts und der Auslandszulage (@ 26 BBcsG)°

Vor allem aber war der Kinderzuschlag für Auslandsbeamte

wesentlich höher als der Inlandskinderzuschlag von 40 bis

50 DM (@ 18 Abs° 7 BBesG)° Er betrug 10 v„H° des Grundge»
halts und der Auslandszulage eines Beamten der Besoldungs»

gruppe A 9 in der achten Dienstaltersstufe (@ 27 BBesG),

nämlich 10 v.H. von damals 745 DM zuzüglich 10 V„H‚ von

damals 440 bis 1250 DM, im Durchschnitt also 74,50 +
84,50 = 159 DM. Allein diese erhebliche Besserstellung der
Auslandsbeamten im Kinderzuschlag konnte Anlaß sein, von

der zusätzlichen Gewährung der im Verhältnis zum AUSIBHÖS*

kinderzuschlag unbedeutenden AZ von 40 bzw, 30 DM abzusehen„

Selbst wenn man aber — mit dem Kläger — die Ansicht ver—

tritt, dab auch Abs° 2 des © 14 StAan für den Wohnsitz»

begriff im Kindergeldrecht maßgebend sei, so ist dem Klä—

ger dennoch die AZ für die streitige Zeit nach der Voll«

jährigkeit seiner Tochter mit Recht entzogen worden„ @ 14

Abs° 2 StArpG fingiert einen Inlandswohnsitz nur für min»

derjährige Kindero Läßt man diese Fiktion auch für das Kinn

dergeldrecht wörtlich gelten, so fehlt es an einer Durch»

brechung des Territorialitätsgrundsatzes für volljährige

Kinder und demnach in dem hier zu entscheidenden Falle an

der Anspruchsvoraussetzung des inländischen Wohnsitzes

der volljährigen Tochter Kirsten und damit auch an deren

Berücksichtigungsfähigkeit bei der Prüfung, ob dem Kläger

Ausbildungszulage für seinen Sohn Harro-Volker zustand

(@ 14 a Abs, 1 Buchst° a und b, Abs„ 2 Satz 1, @ 2 Abs„ 5

Satz 1 BKGG)° Die wörtliche Übernahme des @ 14 Abs° 2 Stßan

in das Kindergeldrecht würde sich allerdings verbieten,

wenn sie hier keinen Sinn hätte oder gar sinnwidrig wäre,

Das ist aber nicht der Fall,!Da das Kindergeldrecht auf

dem Territorialitätsgrundsatz beruht, bedeutet schon die "
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Einbeziehung der im Ausland wohnenden m i n d e r 3 ä h r i -

g e n Kinder eines deutschen Auslandsbeamten in die Regelung

der Ausbildungszulage eine Durchbrechung jenes tragenden Grund—

satzes. Deshalb war der Gesetzgeber vom System des Kindergeld—

rechts her nicht gehalten, für solche Kinder mit Auslandswohn—

sitz den Leistungsbezug zeitlich ebenso weit — bis zur Vollen-

dung des 27‚ Lebensjahres — auszudehnen wie für Kinder mit In-

landswohnsitz° Die Begrenzung der Leistung auf den Eintritt

der Volljährigkeit ist auch nicht willkürlich; ihr kann der

Gedanke zugrunde liegen, daß ein Kind von der Volljährigkeit

an rechtlich in der Lage ist, seinen Wohnsitz selbst zu be-

stimmen und damit den An5pruch der Eltern auf Ausbildungszu-

lage ohnehin - positiv oder negativ - zu beeinflussen°

Diese Auslegung des @ 14 a BKGG verstößt nicht gegen den Gleich—

heitsgrundsatz oder den Sozialstaatsgedanken des Grundgesetzes°

Die vom Territorialitätsprinzip bestimmte Regelung des 5 14 a
BKGG in dem vom Senat verstandenen Sinne beruht nieht auf sach—

fremden oder sonstwie verfassungsrechtlich zu mißbilligenden

Erwägungen. Sie erfaßt nicht nur den Kläger, sondern alle

deutschen Staatsbürger sowie deren Kinder, die ihren Wohnsitz

oder gewöhnlichen Aufenthalt nicht im Gebiet des Deutschen

'Reiches nach dem Stand vom 31„ Dezember 1937 haben°

Da sonach das Arbeitsamt mit der von ihm gegebenen Begründung

die AZ für die Kinder Kirsten und Harro—Volker des Klägers im

Ergebnis zu Recht entzogen hat, ist die Revision unbegründet°

Sie ist deshalb zurückzuweisen°

—lo—
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Die Kostenentscheidung ergeht in Anwendung des 5 193 SGG.
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